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1 
Ortbestimmung für sonstige  
Leistungen an JPdöR 

 
Einführung 
Seit dem 1.1.2010 werden Juristische Personen des öffent-

lichen Rechts (JPdöR, z.B. Gemeinden, Städte, etc.), so-

fern ihnen eine USt-IDNr. Zugeteilt wurde, für Zwecke der 

Ortsbestimmung von sonstigen Leistungen den Unterneh-

men gleichgestellt. Hierdurch können sich für die JPdöR 

Deklarationspflichten ergeben, insbesondere, wenn sie 

Dienstleistungen aus dem Ausland beziehen. Die Besteue-

rung hängt dabei von der Art der empfangenen Leistung, 

von der Verwendung der USt-IDNr. Sowie davon ab, ob der 

Leistungsbezug für den unternehmerischen oder hoheitli-

chen Bereich erfolgt. 

Neue Verwaltungsanweisung 
Die Oberfinanzdirektion (OFD) Niedersachsen hat zu die-

ser Thematik in 2010 ein ausführliches Merkblatt veröffent-

licht. Es betrifft den Bezug von Leistungen durch JPdöR 

von Unternehmen, die im Ausland ansässig sind. Neben 

einer Darstellung der seit dem 1.1.2010 geltenden Rechts-

lage listet das Merkblatt 80 Fallvarianten und deren um-

satzsteuerliche Erfassung auf. Nun wurde das Merkblatt 

inhaltlich überarbeitet und an die Gesetzesänderungen 

zum 1.1.2011 angepasst. 

Konsequenz 
JPdöR können das aktualisierte Merkblatt nutzen, um zu 

prüfen, ob und welche Konsequenzen sich ergeben wenn 

sie Dienstleistungen aus dem Ausland beziehen. Allerdings 

setzt die Nutzung des Merkblattes voraus, dass die Art der 

beanspruchten Dienstleistung eindeutig bestimmbar ist. 

Dies klingt einfach, bereitet jedoch in der Praxis erhebliche 
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Probleme. Eine Fehlbeurteilung insoweit birgt Risiken, so 

dass im Zweifel steuerlicher Rat eingeholt werden sollte 

2 

Grundsatzurteil zum Vorsteuerabzug: 
Kein Vorsteuerabzug für Erschlie-
ßungskosten 

 
Kernaussage 
Der Vorsteuerabzug ist nur dann gegeben, wenn der Un-

ternehmer im Zeitpunkt des Leistungsbezuges die betref-

fende Eingangsleistung für Zwecke seiner besteuerten 

wirtschaftlichen Tätigkeit zu verwenden beabsichtigt. Dies 

setzt  einen direkten und unmittelbaren Zusammenhang 

voraus: Mittelbare Motive sind irrelevant 

Sachverhalt  
Die Klägerin ist eine GmbH, deren Alleingesellschafterin 

die Gemeinde ist. Ihr Unternehmensgegenstand ist der 

Erwerb, die Erschließung u8nd die Veräußerung von 

Grundstücken. Die Klägerin hatte sich gegenüber der Ge-

meinde durch Abschluss einen Erschließungsvertrages zur 

Herstellung öffentlicher Erschließungsanlagen auf eigenen 

Grundstücken verpflichtet (§ 127 Abs. 2 BauGB). Die ein-

zelnen Gewerbegrundstücke wurden während der Baupha-

se als öffentlich erschlossen an Dritte unter Verzicht auf die 

Umsatzsteuerbefreiung verkauft. Das Eigentum an den 

Erschließungsanlagen verblieb bei der Klägerin, eine öf-

fentliche Widmung wurde nicht vorgenommen. Die Klägerin 

ging davon aus, dass sie aus den von ihr bezogenen Bau-

leistungen zum Vorsteuerabzug berechtigt sei. Im An-

schluss an eine Außenprüfung stellte das das beklagte 

Finanzamt fest, dass der Vorsteuerabzug zu versagen sei. 

Die hiergegen gerichtete Klage wurde vom Finanzgericht 

abgewiesen. 

Entscheidung 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat die Revision der Klägerin 

als unbegründet zurückgewiesen. Das Recht auf Vor-

steuerabzug besteht nur, wenn der Unternehmer die bezo-

gene Leistung für Ausgangsumsätze verwendet, die ent-

weder steuerpflichtig sind oder einer steuerpflichtigen Leis-

tung gleichgestellt sind. Darüber hinaus muss ein direkter 

und unmittelbarer Zusammenhang bestehen. Lediglich 

mittelbar verfolgte Zwecke, wie vorliegend die Grund-

stücksveräußerungen, sind unbeachtlich. Denn bei Bezug 

der Leistungen für die Herstellung der Erschließungsanla-

gen hat die Klägerin beabsichtigt, diese unentgeltlich auf 

die Gemeinde zu übertragen. Dabei bedarf es nicht zwin-

gend einer tatsächlichen Übertragung der Grundflächen der 

Erschließungsanlagen. Ausreichend ist die Zuführung zur 

öffentlich-rechtlichen Widmung. Diese unmittelbare Ver-

wendungsabsicht der Klägerin hat sich in den Vertragswer-

ken manifestiert. Der Vorsteuerabzug war daher zu versa-

gen. 

 

Konsequenz 
In Änderung seiner Rechtsprechung, stellt der BFH ent-

scheidend auf die Verwendungsabsicht im Zeitpunkt des 

Leistungsbezuges ab. Demgegenüber ist der BFH in seiner 

früheren Rechtsprechung davon ausgegangen, dass der 

Erschließungsträger auch bei der unentgeltlichen Übertra-

gung zum Vorsteuerabzug berechtigt ist, der erst durch 

eine korrespondierende Entnahmebesteuerung korrigiert 

wird. 
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Bürgermeister muss Beirats-
vergütung von Privatunternehmern 
abliefern 

 
Kernaussage 

Das Bundesverwaltungsgericht entschied aktuell, dass ein 

Bürgermeister, der im Regionalbeirat eine Aktiengesell-

schaft seine Gemeinde als Aktionärin vertritt, seine geson-

derte Vergütung für die Beiratstätigkeit abführen muss. Er 

erfüllt nämlich mit der Vertretung eine dienstliche aufgabe 

seines Hauptamtes. 

Sachverhalt 
Der Kläger ist hauptamtlicher Bürgermeister der Beklagten, 

eine Stadt in Nordrhein-Westfalen. Diese ist an der RWE 

AG zu 0,01 % beteiligt. 2001 wurde der Kläger durch den 

Vorstand eines Tochterunternehmens der RWE AG in 

einen Regionalbeirat berufen. Die Regionalbeiräte dienen 

dem Dialog zwischen der RWE AG, ihren Geschäftspart-

nern und Aktionären. In diese Beiräte werden Bürgermeis-

ter berufen, deren Kommunen Aktionäre der RWE und 

Mitglieder im Verband kommunaler RWE-Aktionäre sind. In 

der Folgezeit forderte die beklagte Stadt den Kläger mittels 

zweier Leistungsbescheide über je 6.500 € auf, die für 

seine Beiratstätigkeit in den Jahren 2004-2005 erhaltene 

Vergütung an sie abzuführen. Die hiergegen geführte Klage 

blieb schließlich erfolglos. 

Entscheidung 
Anders als noch vom Berufsgericht angenommen folgt die 

Pflicht zur Ablieferung der Beiratsvergütung nicht aus der 

Nebentätigkeitsverordnung, weil die Tätigkeit im Beirat 

eines privaten Unternehmens nicht einer Nebentätigkeit im 

öffentlichen Dienst gleichzustellen ist. Dies ist nur dann 

zulässig, wenn das Unternehmen von der öffentlichen 

Hand zumindest faktisch beherrscht wird und Vergütungen 

für Beiratsmitgliedern mittelbar aus öffentlichen Kassen 

gezahlt werden. Dies war hier nicht der Fall 

Konsequenz 

Ein Beamter ist zur Ablieferung einer Vergütung für eine 

Tätigkeit verpflichtet, die zu seinen dienstlichen Aufgaben 

im Hauptamt zählt. Wird ein Beamter daher nur in seiner 

Funktion als Bürgermeister in einen Beirat berufen, ist er 

dort nicht als Privatperson tätig. Mit der Übernahme der 

Beiratsmitgliedschaft macht er viel mehr von seinem Be-

fugnis Gebrauch, die Gemeinde in diesem Gremium zu 
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vertreten. Für ein Behalten dürfen der Vergütung ist dann 

kein Raum. 

4 
Juristische Personen des öffentlichen 
Rechts als Unternehmer 

 
Einführung 
Juristische Personen des öffentlichen Rechts (JPdöR) sind 

nach dem UStG nur im Rahmen ihrer Betriebe gewerblich 

Art unternehmerisch tätig. Hierzu zählt nicht die Vermö-

gensverwaltung. Der BFH hat nun unter Berufung auf den 

EuGH festgestellt, dass diese Regelung nicht den Vorga-

ben der MwStSystRL entspricht. Demnach kann auch die 

Vermögensverwaltung (z.B. Vermietung) unternehmerisch 

sein. 

Neue Verwaltungsanweisung 
Die OFD Niedersachsen weist darauf hin, dass derzeit 

noch geprüft wird, wie die genannte Rechtsprechung um-

zusetzen ist. Die Urteile Werden daher noch nicht amtlich 

veröffentlicht und damit allgemein angewendet. Allerdings 

soll es nicht beanstandet werden, wenn sich JPdöR af die 

neue Rechtsprechung berufen. 

Konsequenz 
JPdöR müssen prüfen, ob sie von der neuen Recht-

sprechung profitieren können. Dies wird insbesondere dann 

der Fall sein, wenn weitere Tätigkeiten in den unternehme-

rischen Bereich einbezogen werden können, die einen 

hohen Vorsteuerabzug ermöglichen, z.B. aufgrund geplan-

ter Investitionen. JPdöR, die hiervon Gebrauch machen 

wollen, müssen jedoch beachten, dass dann ihre gesamten 

Umsätze nach der geänderten Rechtsprechung beurteilt 

werden. Rosinenpickerei ist daher nicht möglich. 

5 
Steuerfreiheit des Stipendiums einer 
gemeinnützigen EU-/EWR-Institution 

 
Kernfrage 

Nach den Bestimmungen des Einkommensteuergesetzes 

sind Stipendien, die u.a. von inländischen gemeinnützigen 

Organisationen vergeben werden, von der Einkommen-

steuer beim Empfänger befreit (§ 3 Nr. 44 EStG). Fraglich 

ist, ob die Befreiung auch für von einer gemeinnützigen 

EU-Organisation vergebene ‚Stipendien gilt. 

Sachverhalt 
Eine deutsche Ärztin hatte von einer französischen Stif-

tung, die in Deutschland Weder beschränkt noch unbe-

schränkt Steuerpflichtig war, ein Stipendium erhalten. In-

soweit begehrte sie die Steuerfreiheit der 

Stipendiumszahlungen nach § 3 Nr. 44 EStG. Das beklagte 

Finanzamt lehnte dies mit Hinweis auf die fehlende inländi-

sche Steuerpflicht der französischen Stiftung ab. Die Klä-

ger9in obsiegte schließlich vor dem Bundesfinanzhof (BFH) 

 

 

Entscheidung 
Der BFH folgt der Auffassung der Klagenden Ärztin. In 

Übereinstimmung mit der Rechtsprechung des Europäi-

schen Gerichthofs (EuGH) kann § 3 Nr. 44 EStG nur so 

ausgelegt werden, dass auch Stipendien einer gemeinnüt-

zigen EU-Organisation ohne inländische Einkünfte steuer-

frei sind. Andernfalls kommt es zu einer Ungleichbehand-

lung, die der Kapitalverkehrsfreiheit zuwiderläuft. 

Konsequenz 
Wieder einmal musste ein Steuerpflichtiger bis zum BFH 

ziehen, ehe die Finanzverwaltung in ihre Schranken gewie-

sen wurde. Ungleichbehandlungen innerhalb Europas wer-

den also spätestens vor der Gerichtbarkeit nicht mehr ge-

duldet. 
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Kirche kann Arbeitnehmer wegen 
Mitgliedschaft in anderer Religions-
gemeinschaft kündigen 

 
Rechtslage 
Das deutsche Arbeitsrecht ermöglicht es sogenannten 

Tendenzbetrieben (das sind insbesondere die Kirchen- und 

Religionsgemeinschaften in ihrer Eigenschaft als Arbeitge-

ber), sich eigene Richtlinien zu geben, die für die Arbeits-

verhältnisse der Arbeitnehmer Gesetzescharakter erlan-

gen. Regelmäßig sehen diese Richtlinien (vereinfachte) 

Kündigungsmöglichkeiten für den Fall vor, dass Arbeitneh-

mer einer anderen Religionsgemeinschaft angehört bzw. 

sich illoyal zum Arbeitgeber verhält. Der Europäische Ge-

richtshof für Menschenrechte (EGMR) hatte nunmehr über 

die Zulässigkeit dieser Privilegien für Tendenzbetriebe zu 

entscheiden. 

Sachverhalt 

Die Beschwerdeführerin war seit 1997 als Erzieherin in 

einer evangelischen Kindertagestätte tätig. Nach den Ar-

beitsvertrag waren auf das Arbeitsverhältnis die Arbeits-

rechtsregelungen für Mitarbeiter der evangelischen Lan-

deskirche anwendbar. Diese enthalten auch eine Bestim-

mung, wonach Mitarbeiter zur Loyalität  gegenüber der 

evangelischen Kirche verpflichtet sind und ihnen eine Mit-

gliedschaft oder Mitarbeit in Organisationen untersagt ist, 

deren Grundauffassung oder Tätigkeit im Widerspruch zum 

Auftrag der Kirche stehen. 1998 wurde der Arbeitgeber 

anonym über die Mitgliedschaft der Beschwerdeführerin in 

einer anderen Religionsgemeinschaft, der „Universalen 

Kirche/Bruderschaft der Menschheit“ informiert sowie darü-

ber, dass die Arbeitnehmerin für diese Gemeinschaft Ein-

führungskurse in deren Lehre anbot. Nach Befragung kün-

digte der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis fristlos. Nach 

erfolgloser Klage vor den deutschen Arbeitsgerichten, rief 

die Arbeitnehmerin den Europäischen Gerichtshof für Men-

schenrechte an und unterlag auch dort. 
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Entscheidung 
Die Arbeitnehmerin sei nicht in ihrer Gedanken-, Gewis-

sens- und Religionsfreiheit verletzt. Die arbeitsrechtlichen 

Regelungen, die in Deutschland Tendenzbetrieben privile-

gieren, indem sie ihnen insbesondere Kündigungen erleich-

tern, seien mit Gemeinschaftsrecht vereinbar. Dies jeden-

falls dann, wenn die staatlichen Kontrollmechanismen ei-

nen ausreichenden Schutz gewährten und nationalen Ar-

beitsgerichte alle Aspekte des Falls gewürdigt hätten. Im 

konkreten Fall komme die Kündigung einer notwendigen 

Maßnahme gleich, um die Glaubwürdigkeit der Kirche zu 

wahren. 

Konsequenz 

Mit der Entscheidung sind die arbeitsrechtlichen Grundsät-

ze in Deutschland, die Tendenzbetriebe schützen, im Kern 

bestätigt worden, jedenfalls so lange die Rechtsfolgen im 

Einzelfall angemessen bleiben. 

7 
Rückwirkende Aberkennung der Ge-
meinnützigkeit 

 
Kernproblem 

Wird die Gemeinnützigkeitsrechtlichen Anforderungen nicht 

Genüge getan, droht die Aberkennung der Gemeinnützig-

keit, regelmäßig aber nur für den Zeitraum des Verstoßes. 

Allein bei einem gegen die satzungsmäßige Vermögens-

bindung werden die letzten 10 Jahre nachversteuert (§ 61 

Abs. 3 AO). Fraglich ist, ob auch andere schwerwiegende 

Verstöße die Anwendung der 10 jährigen Rückwirkung 

auslösen können. 

Sachverhalt 
Die Anteile an einer gemeinnützigen GmbH (gGmbH) wur-

den an eine andere gGmbH veräußert. Der notariell verein-

barte Kaufpreis wurde entrichtet. Darüber hinaus sah es 

das Finanzamt als erwiesen an, dass der tatsächlich höhe-

re Kaufpreis über einen zu hoch dotierten Anstellungsver-

trag sowie eine üppige Abfindungsregelung zr Auflösung 

desselben geflossen ist. 

Entscheidung 
Der BFH teilt die Auffassung des Finanzamts. So darf ein 

Gesellschafter maximal seine eingezahlten Kapitalanteile 

und den gemeinen Wert seiner geleisteten Sacheinlage 

zurückerhalten. Im vorliegenden Fall sei dieses Gebot 

durch die gewählte Konstruktion umgangen worden. Die 

erworbene gGmbH hat den Kaufpreis verdeckt an die er-

werbende gGmbH ausgeschüttet. Diese Ausschüttung ist 

aber nicht von § 58 Nr. 2 AO gedeckt. Danach wird die 

Steuerbegünstigung nicht dadurch ausgeschlossen, dass 

eine Körperschaft zur Verwendungen zu steuerbegünstig-

ten Zwecken zuwendet. Aufgrund der Zahlung an die steu-

erpflichtigen Ursprungsgesellschafter wurden die Mittel 

nicht zu steuerbegünstigten Zwecken verwendet. 

 

Konsequenzen 
Im vorliegenden Fall ist die satzungsmäßige Vermögens-

bindung nicht verändert worden. Gleichwohl wurde diese 

über den gewählten Zahlungsweg ad absurdum geführt. 

Die gGmbH hat dadurch ihren aus der gemeinnützigen 

Tätigkeit erzielten Gewinn überwiegend verdeckt an ihre 

Ursprungsgesellschafter ausgeschüttet. Damit liegt eine so 

gewichtige Abkehr von gemeinnützigkeitsrechtlichen 

Grundsätzen vor, dass eine Anwendung der 10-jährigen 

rückwirkenden Aberkennung der Gemeinnützigkeit vom 

BFH als zulässig erachtet wird. Diesem ist im Ergebnis 

zuzustimmen. 
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Auskunftsanspruch gegen Finanzamt 
zur Vorbereitung einer 
Konkurrentenklage 

 
Kernproblem 
Auch gemeinnützige Organisationen können z.B. beim 

Krankentransport oder den Pflegebereichen im Wettbewerb 

mit gewerblichen Anbietern stehen. In diesem Fällen kann 

es ein entscheidender Wettbewerbsvorteil sein, wenn man 

seine Leistungen zum ermäßigten statt zum vollen Steuer-

satz anbieten kann. Die gewerblichen Anbieter können die 

Richtigkeit bzw. Fehlerhaftigkeit des ermäßigten Umsatz-

steuersatzes der gemeinnützigen Organisation durch die 

Konkurrentenklage überprüfen lassen. Hierzu ist das Wis-

sen über den angewendeten Umsatzsteuersatz der ge-

meinnützigen Organisation notwendig. 

Sachverhalt 
Das klagende Unternehmen betreibt den gewerblichen 

Transport von Blutkonserven, Blutproben u. ä. Nach kläge-

rischen Ansicht würde ein gemeinnütziger Verein ver-

gleichbare Leistungen lediglich mit dem ermäßigten Um-

satzsteuersatz in Rechnung stellen. Hierin sah die Klägerin 

eine Wettbewerbsverzerrung und verlangte vom beklagten 

Finanzamt Auskunft über die Besteuerung der Vereins-

Umsätze zur Vorbereitung einer Konkurrentenklage. Das 

Finanzamt lehnte dies unter Verweis auf das Steuerge-

heimnis ab. 

Entscheidung 
Das Finanzgericht Münster bejaht den Auskunftsanspruch 

unter 2 Voraussetzungen, die vom Anfragenden glaubhaft 

darzulegen sind (und im vorliegenden Fall auch dargelegt 

werden konnten): Zum einen, dass er durch eine aufgrund 

von Tatsachen zu vermutende oder zumindest nicht mit 

hinreichender Sicherheit auszuschließende unzutreffende 

Besteuerung eines Konkurrenten konkret belegbare Wett-

bewerbsnachteile erleidet. Zum anderen, dass er gegen die 

Steuerbehörde mit Aussicht auf Erfolg eine 

Konkurrentenklage erheben kann. 

Konsequenzen 
Die Entscheidung des Finanzgerichts Münsters steht im 

Einklang mit der Rechtsprechung des Europäischen Ge-

richtshofs (EuGH) in Sachen Konkurrentenklage. Durch 

steuerliche Begünstigungen soll bzw. darf der Wettbewerb 

nicht beeinträchtigt werden. Über die zugelassene Revision 
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wird voraussichtlich das letzte Wort beim Bundesfinanzhof 

(BFH) liegen. 

9 
Verpflegung bei Seminaren ist nicht 
steuerfrei 

 
Kernfrage 
Fortbildungsveranstaltungen sind steuerfrei, sofern sie von 

juristischen Personen des öffentlichen Rechts, Verwal-

tungs- und Wirtschaftsakademien, Volkshochschulen oder 

Einrichtungen, die gemeinnützigen Zwecken oder dem 

Zweck eines Berufsverbandes dienen, durchgeführt wer-

den. Dies gilt allerdings nur, wenn die Einnahmen aus den 

Seminaren zur Deckung der Kosten werden. In der Praxis 

ist es üblich, die Seminarteilnehmer während des Seminars 

auch zu verpflegen. Fraglich ist ob die Verpflegung eben-

falls steuerfrei ist. 

Sachverhalt 
Ein Berufsverband rechnete Fortbildungsveranstaltungen 

ab und stellte hierfür Umsatzsteuer in Rechnung. Der Preis 

für die Seminare umfasste die Seminarunterlagen sowie 

die Verpflegung. Das Finanzamt sah hingegen die Leistung 

des Berufsverbandes als steuerfrei an. Es versagte daher 

insoweit den Vorsteuerabzug. Die Umsatzsteuer schuldete 

der Berufsverband aber weiterhin, da er diesen, nach An-

sicht des Finanzamtes, zu Unrecht in den Rechnungen 

ausgewiesen hatte. Der Berufsverband klagte hiergegen 

und unterlag vor dem Finanzgericht. Der Bundesfinanzhof 

(BFH) verwies die Sache an die Unterinstanz zurück. 

Entscheidung 
Nach Ansicht des BFH ist die Fortbildungsveranstaltung 

steuerfrei. Demnach ist es unerheblich, dass der Berufs-

verband Leistungen im Wettbewerb mit anderen Seminar-

anbietern erbringt, sofern die angebotenen Seminare den 

Kernbereich der Tätigkeit des Berufsverbandes betreffen. 

Ebenso reicht es für die Inanspruchnahme der Steuerbe-

freiung aus, wenn die Einnahmen aus den Seminaren min-

destens zur Hälfte die entstehenden Kosten decken. Die 

Verpflegung ist als Nebenleistung nur dann von der Steuer 

befreit, wenn sie unerlässlich ist. Dies sieht der BFH aus-

nahmsweise als gegeben an, z.B. bei der Verpflegung mit 

kalten oder kleinen Gerichten im Seminarraum bei Ganz-

tagsseminaren. 

Konsequenzen 
Hinsichtlich der Steuerbefreiung für Fortbildungsveranstal-

tungen sind die Ausführungen des BFH zu den hier not-

wendigen Voraussetzungen zu beachten. Sofern die Ver-

pflegung nicht unerlässlich für die Seminarteilnahme ist, 

wird zukünftig bei der Abrechnung von Seminaren zwi-

schen dem steuerfreien Entgelt für die eigentliche Seminar-

leistung und dem steuerlichen Entgelt für Verpflegung zu 

trennen sein. Die Seminaranbieter können von dem Urteil 

profitieren, da es den Vorsteuerabzug aus den Verpfle-

gungsleistungen eröffnet und überdies die Möglichkeit 

besteht, die Umsatzsteuer auf die Seminarteilnehmer ab-

zuwälzen, soweit dieses zum Vorsteuerabzug berechtigt 

sind. 

10 
Abberufung des Vorstands einer 
kirchlichen Stiftung 

 
Kernaussage 
Auch eine kirchliche Stiftung des bürgerlichen Rechts kann 

der Kirche zuzuordnen sein, mit der Folge, dass Ordnung 

und Verwaltung der Stiftung durch die Kirche deren grund-

gesetzlich geschütztem Selbstbestimmungsrecht unterfal-

len und vor staatlicher Einflussnahme geschützt sind. Dies 

entschied jetzt das Oberverwaltungsgericht Lüneburg in 

einem Eilverfahren, in dem sich der Vorstand einer kirchli-

chen Stiftung gegen die Verfügung seiner Abberufung und 

der Beendigung seines Anstellungsverhältnisses gewehrt 

hatte. 

Sachverhalt 
Der Antragsteller war seit 2001 alleiniger hauptamtlicher 

Vorstand der kirchlichen Stiftung Johannes A Lasco Biblio-

thek, einer wissenschaftlichen Fachbibliothek und einer 

Forschungsstätte für den reformierten Protestantismus und 

die Konfessionsgeschichte der frühen Neuzeit. Der Antrag-

steller hatte mit verschiedenen Banken Verträge über die 

Verwaltung des Stiftungskapitals geschlossen, nach denen 

bis zu 80 % des Kapitals in Aktien angelegt werden durfte. 

Dies führte in der Folgezeit zu einer kontinuierlichen erheb-

lichen Verminderung des Grundstocks des Stiftungskapi-

tals, weswegen die Bibliothek zeitweise schließen musste. 

Daraufhin verfügte die Evangelisch-reformierte Kirche als 

Stiftungsaufsicht die Abberufung des Antragstellers als 

Vorstand und beendete sein Anstellungsverhältnis. Nach 

Ablehnung des dagegen gerichteten Rechtsschutzgesuchs 

durch die kirchlichen Gerichte hielt das Verwaltungsgericht 

Oldenburg eine Rechtsschutzgewährung zwar generell 

möglich, beschränkte diese aber auf eine reine Wirksam-

keitskontrolle und lehnte den Antrag mangels Verstoßes 

gegen die Grundprinzipien der deutschen Rechtsordnung 

ab. 

Entscheidung 
Auch die Beschwerde vor dem Oberverwaltungsgericht 

Lüneburg blieb erfolglos. Die angefochtenen Verfügungen 

der Kirche stellen keine staatlichen Gewaltakte dar, son-

dern Maßnahmen innerkirchlichen Rechts und unterliegen 

damit nicht der Kontrolle durch die staatlichen Gerichte. 

Jede Religionsgemeinschaft ordnet und verwaltet nach 

dem kirchenrechtlichen Regelungssystem des Grundgeset-

zes ihre Angelegenheiten innerhalb dessen Schranken 

selbstständig (Art. 140 GG, Art. 137 WRV). Die Kirchen 

sind mit dem Recht der Selbstbestimmung ausgestattete 

anerkannte Institutionen, die ihre Gewalt nicht vom Staat 

herleiten. Deshalb bleibt es dem Staat verwehrt, in die 

inneren Angelegenheiten der Kirchen einzugreifen. 

Konsequenz 
Stiftungsrechtliche Aufsichtsmaßnahmen sind Bestandteile 

der den Kirchen durch die Verfassung garantierten Selbst-

bestimmung und damit der Jurisdiktionsgewalt des Staates 

entzogen. 
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Alle Informationen und Angaben in diesem BranchenBrief haben 

wir nach bestem Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen jedoch 

ohne Gewähr. Diese Information kann eine individuelle Beratung 

im Einzelfall nicht ersetzen. 

 

Für weitere Fragen zu den vorstehenden Themen steht 
Ihnen Herr Steuerberater Heiko Brand gerne zur  
Verfügung. 

Heiko Brand, Steuerberater 

Paul-Hartmann-Str. 61, 89522 Heidenheim/Brenz 

Fon 07321 27719-0  -  info@steuerberater-brand.de 

www.stb-hdh.de 

 

Wir möchten unseren Mandanten ein zuver-

lässiger Partner in allen Beratungssituationen 

sein, sei es bei der Beantwortung von Spezi-

alfragen oder auch bei der Lösung komplexer Probleme. 

Unsere Beratungsschwerpunkte liegen in den Bereichen  

 Steuerberatung  

 Firmenumstrukturierungen 

 Sanierungen / Sanierungsgutachten 

 Unternehmens- und Wirtschaftsberatung 

 Coaching für Unternehmer 

Sprechen Sie uns an!  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

  
 


